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Eine junge Frau heftet während der 
Orangenen Revolution in Kiew Blumen 
an die Schilde von Bereitschaftspoli-
zisten, 1.12.2004. (Foto: jf1234, Wikimedia 
Commons, CC-BY-SA-2.0)
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8. Coup d’Etat und Völkerrecht

Bei den ukrainischen Präsidentschafts-
wahlen 1994, 1999, 2004 und 2010 hat-
te man jeweils die Wahl zwischen einem 
westukrainischen und einem ostukraini-
schen Kandidaten. [1] Es gewannen die 
Kandidaten aus dem Osten, außer 2004, 
als Viktor Juschtschenko Viktor Januk-
owitsch besiegte. [2] Oder besser gesagt, 
Janukowitsch, der russischsprachige Kan-
didat aus Donezk, hatte die Wahlen im 
November mit drei Prozent gewonnen. 
Dies war der Auftakt zu Massendemons-
trationen („die Orangene Revolution“), 
und die Wahl wurde kurz darauf für un-
gültig erklärt. Die OSZE erklärte, die 
Wahl „entsprach nicht den internationa-
len Standards“. Senator Richard Lugar, 
der führende Wahlbeobachter der USA, 
sprach von „Wahlbetrug“. Die „Orangene 

Revolution“ zur Unterstützung von Viktor 
Juschtschenko ging weiter. Im Dezember 
wurden Neuwahlen organisiert, aus denen 
Juschtschenko mit knapp acht Prozent als 
Sieger hervorging. Westliche Länder wa-
ren jedoch stark an der „Orangenen Re-
volution“ beteiligt, und es ist schwer zu 
sagen, ob die eine oder die andere Wahl 
fair war. Man kann aber sagen, dass bei-
de Kandidaten ziemlich gleichauf lagen. 
Bei den Wahlen 2010 gewann Viktor Ja-
nukowitsch die Mehrheit. [3] Nach An-
gaben der OSZE gab es keine Unregel-
mäßigkeiten. Die Westukraine stimmte 
für Julia Timoschenko, während Januk-
owitsch in der Ostukraine gewann. Auf-
grund der großen Bevölkerungszahl im 
Osten gewann er die Wahlen in der Uk-
raine mit 49 zu 45 Prozent. Juschtschen-
ko schied bereits im ersten Wahlgang mit 
nur 5 Prozent der Stimmen aus.
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Für die extremen Nationalisten in der 
Westukraine musste der Sieg von Janu-
kowitsch um jeden Preis verhindert wer-
den. Juschtschenko hatte Verbindungen 
zur extremen Rechten und ernannte die 
Nationalisten Stepan Bandera und Ro-
man Schuchewytsch zu „Helden der Uk-
raine“ [4], deren Denkmäler überall in 
der Westukraine aufgestellt wurden [5]. 
Banderas Organisation OUN (Organisa-
tion Ukrainischer Nationalisten) [6] ar-
beitete während des Zweiten Weltkriegs 
eng mit den Nazis zusammen und seine 
Gruppen waren verantwortlich für Mas-
saker an hunderttausenden Juden, Po-

len und Russen [7].

Schuchewytsch kommandierte das Nach-
tigall-Bataillon, diente in deutscher Uni-
form unter Heinrich Himmler als höhe-
rer SS- und Polizeiführer und befehligte 
die UPA, den militärischen Flügel der 
OUN. [8] Sie wollten die Ukraine „uk-
rainisieren“ und, „um das zu realisieren, 
müssen Millionen geopfert werden“, wie 
es Bandera ausdrückte [9]. Diese Orga-
nisationen waren typische Beispiele für 
den europäischen Faschismus der 1930er 
und 1940er Jahre. [10] Viele seiner Leu-
te waren, in Kooperation mit den Kräf-
ten der Nazis, direkt in den Massenmord 
verwickelt. [11] Das bedeutet nicht, dass 
die heutige Ukraine ein faschistischer 
Staat ist, aber es ist dennoch problema-
tisch, wenn die faschistischen Führer der 
1930er und 1940er Jahre jetzt offiziell 
zu Helden der Ukraine gemacht werden. 
General Walerij Saluschnyj, der ukra-
inische Verteidigungsminister, mach-
te vor einem Porträt von Stepan Bande-
ra ein Selfie, welches das ukrainische 
Parlament an Banderas Geburtstag, dem 
1. Januar 2023, auf der Twitter-Seite des 
Parlaments veröffentlichte. Nach einer 
Anfrage aus Polen wurde dieser Tweet 
kurz darauf entfernt. [12]

Juschtschenkos frühere Ministerpräsi-
dentin Julia Timoschenko hatte ebenfalls 
Verbindungen zur extremen Rechten. Ab 
Ende 2013 wurde – von der Verliererseite 
der 2010er-Wahlen – zu Massendemons-
trationen in den von Timoschenko domi-
nierten Gebieten (siehe unten) mobilisiert. 
Ab Februar 2014 wurden diese Demonst-
rationen zunehmend gewalttätig. Sie wur-

den nun von den extremen Nationalisten 
angeführt und zwangen Präsident Janu-
kowitsch am 22. Februar zur Flucht aus 
dem Land. [13] Mehr als 50 Menschen 
wurden erschossen.

Praktisch alle Schüsse gingen von 
zwei Gebäuden aus, die von den extre-
men Nationalisten – dem Rechten Sek-
tor und Swoboda – kontrolliert wurden. 
Diese Gebäude befanden sich hinter den 
Demonstranten und regierungskritischen 
Demonstranten wurde in den Rücken ge-
schossen, was auf Videoaufnahmen zu 
sehen ist [14] (siehe auch Katchanovski 
2021 [15]). Wie der estnische Außenmi-
nister Urmas Paet der Hohen Vertreterin 
der EU für Außen- und Sicherheitspolitik, 
Catherine Ashton, in einem aufgezeichne-
ten Telefongespräch mitteilte, wurden so-
wohl die Demonstranten als auch die Po-
lizei von denselben Kräften beschossen 
und von den gleichen Kugeln getroffen. 
[16] Die Demonstranten wurden nicht von 
den vor ihnen stehenden staatlichen Poli-
zeikräften erschossen.

Es handelte sich um einen gewaltsamen 
Staatsstreich und eine Machtergreifung, 
die in jeder Hinsicht gegen die ukraini-
sche Verfassung verstieß. Die nationalis-
tischen Führer ernannten auf Anweisung 
der Vereinigten Staaten eine neue Regie-
rung. Der Wirtschaftswissenschaftler Ar-
senij Jazenjuk wurde zum Premierminis-

ter ernannt, nachdem Victoria Nuland 
dem US-Botschafter in Kiew, Geoffrey 
Pyatt, klare Anweisungen gegeben hatte: 
Jazenjuk sollte die neue Regierung füh-
ren [17].

Ein Telefongespräch, bei dem Nuland 
Pyatt Anweisungen erteilte, wurde auf-
gezeichnet und auf YouTube veröffent-
licht. Alles ist vorhanden: Wer in die Re-
gierung gehen soll und wer nicht, und 
mit wem Jazenjuk „viermal pro Woche“ 
sprechen soll. George Friedman, Chief 
Intelligence Officer bei „Stratfor“ in den 
USA, bezeichnete im Dezember 2014 die 
Machtergreifung der USA in der Ukraine 
einige Monate zuvor als „den krasses-
ten Coup in der Geschichte der Mensch-

heit“ [18].

Am 4. Februar 2015 sprach Friedman 
vor dem „Chicago Council on Global Af-
fairs“ und sagte, dass „vor zehn Tagen 
General [Ben] Hodges, der Befehlsha-
ber der US-Armee in Europa, die Ukra-
ine besuchte. Er kündigte an, dass US-
Ausbilder inoffiziell kommen würden. Er 
hat ukrainischen Kämpfern Medaillen 
umgehängt [...], um zu zeigen, dass dies 
seine Armee ist“ [19]. Die USA über-
nahmen die Verantwortung für die uk-
rainische Armee. Es handelte sich um 

Freiwillige der ukrainischen Rotkreuzgesellschaft leisten einem verwundeten Demonstranten 
erste Hilfe. Euromaidan-Proteste, 19.1.2014. (Foto: Mstyslav Chernov, Wikimedia Commons,  
CC-BY-SA-3.0)
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einen Staatsstreich der USA, der eindeu-
tig gegen das Völkerrecht verstieß. Ein 
gewählter Präsident wurde gewaltsam 
gestürzt und eine neue Regierung wur-
de auf Anweisung einer ausländischen 
Macht eingesetzt. Aber die USA konn-
ten im Sicherheitsrat ihr Veto gegen jegli-
che Kritik einlegen. Die neue Regierung 
erhielt vier Minister von der ehemaligen 
Nazi-Partei Swoboda. [20] Die Sprach-
reform der Nationalisten löste große Ge-
gendemonstrationen und Aufstände in 
der russischsprachigen Ostukraine aus. 
Die Demonstrationen in Odessa, Char-
kiw und anderen Oblasten wurden nie-
dergeschlagen [21], während die Repu-
blik Krim und die Oblaste Donezk und 
Lugansk ihre Unabhängigkeit erklärten. 
8.000 Angehörige der ukrainischen Ar-
mee liefen zu den Rebellen in Donezk 
und Lugansk über. [22] Das Kiewer Re-
gime war gezwungen, mehr oder weniger 
pro-nazistische Gruppen wie das Asow-
Bataillon, Aidar und den Rechten Sektor 
(der die Bandera-Flagge und Nazi-Sym-
bole aus den 1940er Jahren verwendet) 
einzusetzen, um den Krieg gegen Do-
nezk und Lugansk weiterzuführen. Jac-
ques Baud (2022) spricht davon, dass 
20.000 der 22.000 ukrainischen Soldaten 
auf der Krim zu den Rebellen übergelau-
fen sind. [23] Beim Referendum auf der 
Krim sprachen sich 96,8% für die Unab-

hängigkeit und dann für den Anschluss 
an Russland aus (bei einer Wahlbeteili-
gung von 83%). Dies entspricht ziemlich 
genau dem Ergebnis eines Referendums 
aus dem Jahr 1991 – bevor die Ukrai-
ne ein unabhängiger Staat wurde –, bei 
dem 93,6% der Krimbewohner lieber zu 
Russland gehören wollten (Baud 2022). 
[24] Nach den Angriffen des westukra-
inischen Regimes 2014 auf Russen und 
Russischsprachige im Osten war dieser 
Prozentsatz aus natürlichen Gründen 
noch höher.

Betrachtet man die Sprache, die die 
Menschen im Jahr 2009 zu Hause spra-
chen (Matlock 2021) [25], so stellt man 
fest, dass die Menschen in den westu-
krainischen Oblasten mit 8 Millionen 
Einwohnern hauptsächlich Ukrainisch 
sprachen [26]. In den östlichen und süd-
lichen Oblasten der Ukraine mit 19 Mil-
lionen Einwohnern [27] sprachen die 
meisten Menschen zu Hause Russisch, 
während in der Zentralukraine mit rund 
12 Millionen Einwohnern die Mehrheit 
eine „Mischung“ aus Russisch und Uk-
rainisch sprach: Surschyk. Die russisch-
sprachigen Menschen waren im Vergleich 
zu den Menschen, die Ukrainisch spre-
chen, keine kleine Minderheit. Die Auf-
teilung in Sprachgruppen entsprach genau 
der politischen Aufteilung zwischen den 
westukrainischen und ostukrainischen 

Kandidaten. Bereits 2008 schrieb der US-
Botschafter in Moskau, der heutige CIA-
Direktor William Burns, an das Außen-
ministerium, dass ein Konflikt zwischen 
ukrainisch- und russischsprechenden 
Menschen zu einem Bürgerkrieg führen 
könnte, der Russland in den Krieg hin-
einzieht. [28] Als das neue Putschregime 
2014 erstmals von allen verlangte, in der 
Öffentlichkeit Ukrainisch zu sprechen, 
führte dies zu einer Konfrontation in die-
sem bereits gespaltenen Land. Es führte 
zu einem Bürgerkrieg, der einen Großteil 
der Bevölkerung zur Flucht aus dem Don-
bass nach Russland zwang. Die russisch-
sprachige Ukraine wurde geschwächt und 
es kam bei den Wahlen zu einer Verschie-
bung des Gleichgewichts zugunsten der 
Westukraine. Viktor Janukowitsch hatte 
mit Unterstützung der russischsprachigen 
Ostukraine die Wahlen 2010 gewonnen. 
Eine Wahl zu gewinnen wäre, angesichts 
der ethnischen Säuberungen nach dem 
Krieg von 2014, für die russischsprachige 
Bevölkerung wahrscheinlich nicht mehr 
möglich gewesen. Und diese Säuberung 
wurde mit Unterstützung der Vereinigten 
Staaten durchgeführt.

Nach den ersten Massakern in Do-
nezk und Lugansk im Jahr 2014 musste 
die Ukraine ein Friedensabkommen zwi-
schen den Parteien unterzeichnen: Das 
Minsker Abkommen, das mit Hilfe von 

In gelben Gebieten sprach man hauptsächlich Ukraine, in roten Gebieten hauptsächlich Russisch und in orangefarbenen Gebieten Surzhyk (eine 
Mischung aus Russisch und Ukrainisch). Andere Farben zeigen Minderheitensprachen an. Rechts: Die orangefarbenen Gebiete zeigen, wo Julia 
Timoschenko die Präsidentschaftswahlen 2010 gewann, während Viktor Janukowitsch in den blauen Gebieten siegte. Diese Kluft entspricht 
fast genau der sprachlichen Kluft. Die dunkleren Farben zeigen einen überwältigenden Sieg des jeweiligen Kandidaten. Die gestreiften Gebiete 
zeigen die Gebiete der Massenproteste und die Gebiete, in denen 2013/14 während der Maidan-Ereignisse Regierungsgebäude besetzt wurden. 
Die Proteste fanden fast ausschließlich in den Gebieten der Verliererseite der Wahlen statt (Bilder von Matlock 2021). (Screenshot: https://
olatunander.substack.com/p/did-russia-violate-international-875)
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Deutschland und Frankreich ausgehan-
delt wurde. Hätte die Ukraine dieses Ab-
kommen nicht akzeptiert, hätte Russland, 
um die russischsprachige Bevölkerung zu 
schützen, möglicherweise bereits 2014 
Truppen in Donezk und Lugansk stati-
oniert. Präsident Wladimir Putin wollte 
die Ukraine jedoch nicht auseinander-
brechen. In einem Brief an Putin baten 
die beiden Republiken um Aufnahme in 
Russland, was von Putin jedoch abgelehnt 
wurde, schreibt Jacques Baud (2022). [29] 
Putin überredete Donezk und Lugansk, 
das Minsker Abkommen zu akzeptieren. 
Ab 2015 wurde Minsk II nach einem Be-
schluss des UN-Sicherheitsrates zu einem 
rechtlich anerkannten internationalen Ab-
kommen. [30] Das Abkommen sollte eine 
Garantie für die russischsprachige Be-
völkerung im Osten sein. Sie würde da-
mit einen relativ autonomen Status mit 
dem Recht auf eine eigene Sprache in 
der Ukraine erhalten. Es stellte sich je-
doch heraus, dass die Nationalisten der 
Westukraine diese Autonomie für die rus-
sischsprachige Bevölkerung niemals ak-
zeptieren würden. Das war für sie inak-
zeptabel.

Für die nationalistische Minderheit in 
der Ukraine stand eine solche Autono-
mie im Widerspruch zu ihrer Vorstel-
lung von einer Nation, einer rein „uk-
rainischen Ukraine“. Oleksij Danilow, 
Sekretär des Nationalen Sicherheitsra-
tes der Ukraine, sagte im Januar 2022 
gegenüber AP, dass „die Erfüllung des 
Minsker Abkommens die Zerstörung des 
Landes bedeutet“ [31]. „Danilow warn-
te den Westen davor, die Ukraine unter 
Druck zu setzen, das Minsker Abkom-
men zu erfüllen“, schrieb AP. Kiew hatte 
das Minsker Abkommen unterzeichnet. 
Die Souveränität der Ukraine sei daher 
den Entscheidungen des Sicherheitsra-
tes untergeordnet. Nach der UN-Charta 
(Art. 25) muss sich jedes UN-Mitglied 
verpflichten, „die Resolutionen des Si-
cherheitsrates umzusetzen“, aber Kiew 
hatte nicht die Absicht, diese Resoluti-
on umzusetzen. 

Kiew hatte auch die Unterstützung der 
Vereinigten Staaten, die gegen jeden Ver-
such, die Resolution mit Gewalt in der 
Ukraine durchzusetzen, ein Veto einlegen 

konnten – obwohl die USA selbst das Ab-
kommen unterzeichnet hatten. Man wür-
de annehmen, dass die Einhaltung des 
Minsker Abkommens für die Ukraine Pri-
orität haben müsste. Es hätte sowohl das 
ukrainische Territorium als auch den Frie-
den gesichert. Allerdings übersieht man 
leicht, dass die neue ukrainische Elite 
die Annahme des Minsker Abkommens 
tatsächlich als Verrat an einer rein „uk-
rainischen Ukraine“ ansah. Genau diese 
Elite wollte auch einen großen Krieg mit 
Russland, um die NATO in den Krieg hin-
einzuziehen. Das Ziel war, Russland ab-
zukoppeln und den russischen Einfluss 

zu beseitigen.

2021 erfuhren wir, dass Kiew nie die Ab-
sicht hatte, das Minsker Abkommen um-
zusetzen. Das Minsker Abkommen hätte 
es den Nationalisten im Westen unmög-
lich gemacht, die „Ukraine zu ukraini-
sieren“. Sie hielten sich immer noch an 
den Bandera-Slogan: „Ukraine den Uk-
rainern“ [32]. Das Minsker Abkommen 
würde es unmöglich machen, die rus-
sischsprachige Ost-Ukraine zu säubern. 
Im Juni 2022 erklärte der ehemalige Prä-
sident Petro Poroschenko gegenüber der 
Deutschen Welle, die Ukraine habe das 
Minsker Abkommen nur unterzeich-
net, um Zeit zu gewinnen. [33] „Wir ge-
wannen acht Jahre“, sagte er. Er ließ die 
Ukraine militärisch von den USA und 
Großbritannien aufbauen, um Kiew in 
die Lage zu versetzen, zunächst Donezk 
und Lugansk und dann die Krim zu er-
obern (Selenskyj unterzeichnete das De-
kret zur Rückeroberung der Krim am 25. 
März 2021 [34]). Aber die Rückerobe-
rung und „Ukrainisierung“ des Donbass 
wäre ein Verstoß gegen das Minsker Ab-
kommen. Es hätte die Bevölkerung aus-
getauscht werden müssen und wäre ein 
Verstoß gegen ein vom UN-Sicherheits-
rat unterzeichnetes internationales Ab-
kommen. Der Staatsstreich, die ethnische 
Säuberung (durch die USA und die uk-
rainischen Nationalisten) und die Miss-
achtung der Resolution des Sicherheits-
rates müssen als schwere Verstöße gegen 
das Völkerrecht und die UN-Charta be-
zeichnet werden.

Weil die Vereinigten Staaten ihr Veto 
hätten einlegen können, war der Sicher-
heitsrat lahmgelegt. Präsident Putin glaub-

te, dass das Minsker Abkommen eine 
ausreichende Garantie für die Russen im 
Osten und für die russischsprachigen Men-
schen sein würde. Während ukrainische 
und amerikanische Offiziere, darunter Bri-
gadegeneral Joseph Hilbert von der US-
Armee, am 4. Mai 2022 gegenüber den 
Medien erklärten: „Der größte Fehler, den 
die Russen gemacht haben, war, dass sie 
uns acht Jahre Zeit gegeben haben, um uns 
auf [den Krieg] vorzubereiten“ [35]. Das 
Minsker Abkommen – ein international 
bindendes Abkommen – wurde von der 
Ukraine unterzeichnet, um acht Jahre Zeit 
zu gewinnen, in der man militärisch auf-
rüsten konnte. Je länger die Russen mit ih-
rem Eingreifen warteten, desto schwieriger 
würde es werden, die bereits vereinbarten 
Rechte der russischsprachigen Bevölke-
rung gemäß dem Minsker Abkommen zu 
garantieren – und desto stärker würde der 
militärische Brückenkopf der USA in der 
Ukraine werden. Wladimir Putin fragte: 
Wie kann man einem von der Ukraine und 
den Vereinigten Staaten unterzeichneten 
Vertrag überhaupt noch vertrauen, wenn 
sie nie die Absicht hatten, sich an diese 
Vereinbarung zu halten? Im Dezember 
2022 sagten die ehemalige deutsche Bun-
deskanzlerin Angela Merkel [36] und der 
damalige französische Präsident François 
Hollande [37], dass das Minsker Abkom-
men der Ukraine die Möglichkeit gebe, 
„Zeit zu kaufen“. Ihre Aufgabe scheint da-
rin bestanden zu haben, die Russen zu täu-
schen. Dies hat nun direkte Auswirkun-
gen auf die russische Wahrnehmung des 
Krieges. Nicht einmal einer schriftlichen 
Vereinbarung mit dem Westen kann man 
trauen. Die Russen glauben ganz einfach, 
dass sie den Westen vor vollendete militä-
rische Tatsachen stellen müssen.

Am 10. November 2021 wurde eine 
Partnerschaft zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Ukraine etabliert, um 
eine ukrainische NATO-Mitgliedschaft 
zu ermöglichen. [38] Moskau hatte seit 
2008 deutlich gemacht, dass Russland ei-
ner solchen Mitgliedschaft mit Krieg be-
gegnen würde. Die Eliten in Washington 
wussten das. Moskau empfand eine sol-
che Partnerschaft als eine unerträgliche 
Bedrohung. Der einzige Grund für eine 
solche US-Politik war – wie im RAND-
Report vom Januar 2022 beschrieben –, 
dass die USA einen Krieg wollten. Die-
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se US-amerikanisch-ukrainische Politik 
ist so weit von dem vorrangigen Ziel der 
UN-Charta, „Bedrohungen des Friedens 
zu beseitigen“ und „den Weltfrieden zu 
wahren“, entfernt, wie man es sich nur 
vorstellen kann.

9. Der Kosovo und die Anwen-
dung des Völkerrechts

Die Ereignisse in Donezk und Lugansk 
haben im Kosovo 1999 eine entsprechen-
de Parallele. In den Medien wurde be-
hauptet, dass im Kosovo ein serbisches 
Massaker an Albanern im Dorf Račak 
stattgefunden habe. Bereits 1998 seien 
mehrere Zehntausend Albaner aus dem 
Kosovo geflohen. Dies könnte nach An-

sicht westlicher Juristen eine westliche 
Militärintervention zur Beseitigung der 
serbischen Streitkräfte rechtfertigen. Und 
viele bezeichneten den Angriff auf Ser-
bien daraufhin als R2P-Operation (R2P 
= Responsibility to Protect – Verantwor-
tung zum Schutz, Anm. d. Red.). Aller-
dings hatte der UN-Sicherheitsrat nie ei-
nen Beschluss zur Unterstützung dieser 
Operation gefasst. Und um die westliche 
Intervention völkerrechtlich „legitim“ 
zu machen, erkannten mehrere westli-
che Staaten den Kosovo später als unab-
hängigen Staat an.

Am 17. Februar 2008 erklärten die 
provisorischen Institutionen des Koso-
vo ihre Unabhängigkeit von Serbien. Im 
Einklang mit Artikel 96 der UN-Char-
ta stellte die UN-Generalversammlung 

dem Internationalen Gerichtshof am 8. 
Oktober 2008 folgende Frage: „Steht die 
einseitige Unabhängigkeitserklärung der 
provisorischen Selbstverwaltungsinsti-
tutionen des Kosovo im Einklang mit 
dem Völkerrecht?“ [39] Die Generalver-
sammlung stellte jedoch nicht die Frage, 
ob diese „einseitige Unabhängigkeitser-
klärung“ im Einklang mit dem inner-
staatlichen serbischen Recht stand. Der 
Internationale Gerichtshof kam 2010 zu 
dem Schluss, dass „die Unabhängigkeits-
erklärung vom 17. Februar 2008 nicht 
gegen das allgemeine Völkerrecht ver-
stieß“ [40].

Der „Staat Kosovo“ konnte dann mi-
litärische Unterstützung anfordern und 
eine Militärbasis unter amerikanischer 
Führung einrichten, um „seine Unab-
hängigkeit zu sichern“. Man könnte ein-
wenden, dass eine solche Erklärung den 
Weg für eine zweifelhafte Auslegung der 
UN-Charta eröffnet. Allerdings hatte es 
1991 ein Referendum gegeben, in dem 
die Unabhängigkeit des Kosovo befür-
wortet wurde und die 2007 gewählten 
Vertreter des Kosovo unterstützten die 
Unabhängigkeit. Im Mai 2014 stimm-
ten Donezk und Lugansk mit 89 % Un-
terstützung in Donezk und mit 96 % 
Unterstützung in Lugansk für die Un-
abhängigkeit. Die Minderheit, die die 
Unabhängigkeit nicht unterstützte, war 
kleiner als im Kosovo. 

Im Februar 2022 hat Russland die glei-
chen Grundsätze angewendet, die zu-
vor für den Kosovo festgelegt wurden. 
Am 21. Februar 2022 erkannte Moskau 
Donezk und Lugansk als „unabhängige 
Staaten“ an und am 24. Februar ent-
sandte Russland Streitkräfte zur Un-
terstützung und zum Schutz der „zwei 
neuen Staaten“. Wladimir Putin berief 
sich auf den Artikel 51 der UN-Charta 
über das Recht auf „kollektive Selbst-
verteidigung“ [41]. Dieses russische Ar-
gument mag fast so zweifelhaft gewe-
sen sein wie das westliche Argument 
in Bezug auf den Kosovo, aber mit dem 
Krieg des Westens 1999 und der Aner-
kennung der Unabhängigkeit des Koso-
vo 2008-2010 wurde nun offensichtlich 

ein Präzedenzfall geschaffen.

Screenshot: Weltwoche, erstellt am 23.4.2024 – 14:45:32, https://weltwoche.ch/daily/dame-
ohne-charakter-merkels-luegen-in-minsk-oeffnen-russland-die-augen-das-sitzt/)
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Während die USA ein Argument für den 
Kosovo und ein anderes für Donezk und 
Lugansk anführten, wollte Wladimir 
Putin möglicherweise auf die Heuchelei 
des Westens hinweisen. Die westlichen 
Länder hatten ihren eigenen Angriff auf 
Serbien im Jahr 1999 nicht verurteilt und 
ihre Anerkennung des Kosovo hätte daher 
eine ähnliche Anerkennung von Donezk 
und Lugansk ermöglichen müssen. Im 
Gegensatz zu der geringen Anzahl von 
Menschen, die 1999 bei den Kämpfen in 
Račak getötet wurden (laut Zeugenaus-
sagen von Le Monde [42] hat es dort nie 
ein Massaker gegeben [43]), und der be-
grenzten Anzahl von Albanern, die vor 
dem Krieg getötet wurden, konnte Russ-
land auf die Tötung tausender Zivilisten 
in Donezk und Lugansk verweisen. Und, 
was vielleicht noch wichtiger ist, auf die 
Tatsache, dass die Ukraine offensichtlich 
gegen ein internationales Abkommen (das 
Minsker Abkommen) verstoßen hat.

Es ist wichtig darauf hinzuweisen, dass 
sich das Völkerrecht nach allgemeiner 
Auffassung durch die Praxis entwickelt. 
Es ist jedoch zweifelhaft, ob der Präze-
denzfall, der nach dem Kosovo-Krieg ge-
schaffen wurde, die russische Invasion 
aus diesem Grund legitimer macht. Noch 
wichtiger ist, dass Russland zur Unter-

stützung von Donezk und Lugansk einge-
griffen hat, nachdem Kiew sich geweigert 
hatte, das Minsker Abkommen umzuset-
zen – ein rechtsverbindliches internati-
onales Abkommen, das die Autonomie 
und die Sicherheit der russischsprachigen 
Bevölkerung in Donezk und Lugansk ga-
rantieren sollte. Russland hat nun militä-
rische Gewalt eingesetzt, um „die Sicher-
heit der russischsprachigen Bevölkerung 
zu gewährleisten“ – ein Beschluss, den 
der Sicherheitsrat hätte umsetzen müs-
sen, der aber durch ein Veto der USA ver-
hindert wurde.

10. Zusammenfassung

Aus rein juristischer Sicht – aus völker-
rechtlicher Sicht – scheinen die Argumen-
te Russlands hier legitimer zu sein als die 
der USA und der Ukraine, aber das be-
deutet nicht, dass die Argumente Russ-
lands moralisch akzeptabel sind. Und ob-
wohl die rechtlichen Argumente Moskaus 
die der westlichen Länder zu überwiegen 
scheinen, bedeutet dies nicht, dass sie ei-
nen fortgesetzten Krieg mit der Tötung 
von weiteren Hunderttausenden von Men-
schen einfach legitimieren können. Was 
wir jedoch mit Sicherheit sagen können, 

Bundeskanzlerin Angela Merkel, Russlands Präsident Wladimir Putin und Frankreichs Präsident 
François Hollande im Kreml, um Lösungen für die Situation im Südosten der Ukraine zu erör-
tern, 6.2.2015. (Foto: Exekutivbüro des russischen Präsidenten, Wikimedia Commons,CC-BY-4.0)
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ist, dass die westliche Waffenhilfe für die 
Ukraine den Massenmord verlängern wird, 
denn Russland wird niemals eine Nieder-
lage in einem Krieg um seine Existenz ak-
zeptieren. Russland hat eine viel größere 
Bevölkerung, was bedeutet, dass man bis 
zur letzten ukrainischen Artilleriegrana-
te oder bis zum letzten ukrainischen Sol-
daten kämpfen muss. Die westlichen Waf-
fen werden den Krieg nur verlängern und 
Hunderttausende weitere ukrainische und 
auch viele russische Soldaten töten. Oder 
um den ehemaligen stellvertretenden US-
Verteidigungsminister Chas Freeman zu 
zitieren: „

Wir [die USA] werden bis zum letz-
ten Ukrainer kämpfen.“ [44]

Einige westliche Führer argumentieren, 
dass jeder Staat das Recht hat, sich mit al-
len möglichen Mitteln (Waffensystemen 
und Militärbündnissen) zu verteidigen, 
auch wenn diese Mittel die Sicherheit an-
derer Staaten bedrohen könnten. Russland 
hingegen sagt, dass auch die westlichen 
Staaten einer „gemeinsamen Sicherheit“ 
oder „unteilbaren Sicherheit“ zugestimmt 
haben, die es nicht zulässt, dass die Sicher-

heit eines Staates auf Kosten der anderen 
aufgebaut wird. Die Großmächte bräuch-
ten eine Pufferzone, in der bedrohliche 
Waffensysteme, die im Falle einer Ver-
schlechterung des politischen Klimas ei-
nen Präventivschlag provozieren könnten, 
nicht vorhanden sind. Russland fordert 
dementsprechend ein Sicherheitssystem 
inklusive einer Art „nordischer neutra-
ler Zone“ für Mitteleuropa ohne offensi-
ve westliche Waffensysteme – eine Zone 
niedriger Spannung – während die neo-
konservative Elite der USA argumentiert, 
sie habe das Recht, die Gegenseite zu ei-
nem schrittweisen Rückzug zu drängen, 
um die Vorherrschaft der USA zu garan-
tieren. Genau darum geht es letztlich beim 
Krieg in der Ukraine.

Solange die russische Führung den 
Krieg nicht als Versuch der Eroberung 
des ukrainischen Territoriums, sondern 
als „existenziellen Krieg“ betrachtet, weil 
es eine „existenzielle Bedrohung“ durch 
den Westen gibt, wird Russland den Krieg 
mit allen Mitteln führen. Verhandlungen 
erfordern, dass der Westen die russischen 
Forderungen nach Sicherheit ernst nimmt. 
Andernfalls wird der Krieg eskalieren 
und immer mehr Länder und Soldaten 
werden in den Krieg hineingezogen.

Screenshot, erstellt am 23.4.2024, 15:31:42, https://www.mdr.de/geschichte/zeitgeschichte-
gegenwart/politik-gesellschaft/zwei-plus-vier-verhandlungen-deutsche-einheit-nato-oster-
weiterung-putin-100.html
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Wenn im Ukraine-Krieg eine Sei-
te militärisch, rechtlich und moralisch 
überwiegt, sollte dies an sich schon ein 
Grund für einen Waffenstillstand und 
Verhandlungen sein. Eine Vorbedingung 
jedoch könnte die Bereitschaft der Ver-
einigten Staaten sein, Einschränkungen 
ihrer eigenen Einsätze in Europa zu ak-
zeptieren. Das US-Konzept der Abschre-
ckung – die Stationierung bedrohlicher 
Waffensysteme an vorderster Front – 
muss möglicherweise durch einen de-
fensiveren Ansatz ersetzt werden. Die 
strategische nukleare Abschreckung 
kann vielleicht nicht auf lange Zeit er-
setzt werden, aber der Einsatz „einer lo-
kalen Abschreckung“ durch die USA, 
mit Offensivkräften nahe der Grenze 
zur anderen Seite, steht eindeutig im Wi-
derspruch zum Völkerrecht. Militärisch 
setzt das eine strategische Überlegenheit 
der USA voraus, die es nicht mehr gibt. 
Wie wir bereits gesehen haben, eröff-
net dies die Möglichkeit für Präventiv-
schläge. Das hat eine extrem destabili-
sierende Wirkung, wie der gegenwärtige 
Krieg beweist.

Wenn wir von einer „umfassenderen“ 
Definition des Völkerrechts ausgehen, 
die auch eine „Bedrohung des Friedens“ 
als illegal im Sinne der UN-Charta an-
erkennt, können wir sagen, dass die USA 
und die Ukraine nun in einem Punkt nach 
dem anderen gegen die UN-Charta ver-
stoßen. Da die USA und Großbritannien 
ihr Veto einlegen konnten, fanden diese 
Verstöße ohne Intervention des UN-Si-
cherheitsrates statt.

Erstens versprachen alle westlichen 
Staats- und Regierungschefs Gorbatschow, 
dass die NATO ihre Militärpräsenz nicht 
in den Osten Deutschlands verlegen wür-
de – was Gorbatschow dazu veranlass-
te, die sowjetischen Streitkräfte aus Ost-
deutschland abzuziehen. Der Westen hielt 
jedoch seine dokumentierten mündlichen 
Zusagen nicht ein: ein Verstoß gegen das 
Völkerrecht. 

Zweitens haben die USA ihre vorran-
gige Militärpräsenz so weit nach Mittel-
europa und in die Ukraine verlagert, dass 
sie zu einem westlichen Brückenkopf in 
der Nähe Moskaus geworden ist – und 
damit zu einer, wie es in der UN-Char-
ta heißt: „Bedrohung des Friedens“. Das 
ist destabilisierend und wird zu Präven-

tivschlägen führen. Es ist ein Verstoß ge-
gen das Völkerrecht.

Drittens haben die USA ein ukraini-
sches Laborsystem aufgebaut – einen 
„militärisch-virologischen Komplex“ – in 
dem tödliche Viren und Bakterien, Mas-
senvernichtungswaffen, an der Grenze zu 
Russland gelagert werden: „Eine eindeu-
tige Bedrohung des Friedens.“ Dies ist ein 
Verstoß gegen die UN-Charta und gegen 
das Völkerrecht.

Viertens haben die Vereinigten Staa-
ten und die Ukraine durch Massentötun-
gen und ethnische Säuberungen, durch ei-
nen Staatsstreich und Verstöße gegen eine 
Resolution des Sicherheitsrates bewusst 
einen Krieg forciert und sich damit in 
mehrfacher Hinsicht der Verletzung der 
UN-Charta und des Völkerrechts schul-
dig gemacht.

Fünftens haben die Vereinigten Staaten 
und die Ukraine durch ihre Politik des ra-
dikalen Nationalismus und der „Ukraini-
sierung“ das Völkerrecht gebrochen. Sie 
haben den ukrainischsprachigen Westen 
gegen den russischsprachigen Osten aus-
gespielt, etwas, das William Burns, der 
damalige US-Botschafter in Moskau, be-
reits 2008 als „Bedrohung für den Frie-
den“ bezeichnete.

Sechstens spricht die US-Sicherheits-
Elite über die US-Allianzen als „defen-
siv“. Aber man spricht auch sehr explizit 
über den Einsatz anderer Mittel, außer 
der militärischen Kriegsführung, um die 
Schwachstellen der anderen auszunut-
zen und ihre Stabilität zu untergraben. 
Man spricht vom Einsatz „politischer 
Kriegsführung“ und von aggressiven 
Militäreinsätzen. Um einen Sieg zu er-
ringen, konzentrieren sich die USA dar-
auf, einen „Rivalen“ zu untergraben. Die 
UN-Charta will jedoch nicht nur „mili-
tärische Invasionen“ verbieten und ver-
hindern, sondern auch jede Bedrohung 
oder Aggression gegen einen anderen 
Staat. Die „Politik des Sieges“ der herr-
schenden US-Elite ist nicht mit der UN-
Charta vereinbar. Diese Politik ist an 
sich schon ein Verstoß gegen das Völ-
kerrecht.

Wenn wir eine sehr „enge“ Definition des 
Völkerrechts zugrunde legen, wäre Russ-
land schuldig, gegen die UN-Charta ver-
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stoßen zu haben. Akzeptiert man jedoch 
eine „umfassendere“ Auslegung, bei der 
eine „Bedrohung des Friedens“ und „be-
drohliche“ Einsätze als Verstöße gegen 
das Völkerrecht gelten, so haben die Ver-
einigten Staaten mehrfach gegen die UN-
Charta verstoßen und das Veto der USA 
im Sicherheitsrat ermöglichte ihnen, ihre 
Verstöße ungestraft zu wiederholen. Es 
stellt sich die Frage, ob der Krieg Russ-
lands als „Selbstverteidigungskrieg“ im 
Sinne des Völkerrechts angesehen wer-

den sollte.

Ein russischer Krieg war für die Verei-
nigten Staaten eine Voraussetzung, um 
die Gaspipeline zu unterbrechen. Damit 
sollte Europa von Russland abgekoppelt 
werden und sowohl Russland als auch 
Deutschland geschwächt werden. Dies 
mag sogar ein Hauptgrund dafür gewesen 
sein, warum die USA den Krieg in der 
Ukraine vorbereiteten und diesen dann 
auch begannen.

Die weit verbreitete Behauptung, Russ-
land wolle die Ukraine erobern, wird we-
der von der Rhetorik noch von der Praxis 
gestützt. Wie ich oben bereits beschrie-
ben habe, sind dies unbegründete Be-
hauptungen.

Russland hätte wahrscheinlich eine 
zehnmal größere Streitmacht benötigt, 
um eine Besetzung der Ukraine auch 
nur in Erwägung zu ziehen. Das ist et-
was, was den russischen Militärplanern 
sehr wohl bewusst gewesen sein musste. 
Doch je mehr Waffen mit immer größerer 
Reichweite der Westen der Ukraine zur 
Verfügung stellt, desto mehr ukrainisches 
Territorium wird Russland für sich be-
anspruchen, um sich vor westlichen An-
griffen zu schützen. Für Russland geht 
es darum, die Russen und die russisch-
sprachigen Menschen in der Ostukrai-
ne vor Massenmorden zu schützen. Aber 
auch darum, dem Westen jegliche mili-
tärische Präsenz – einschließlich biologi-
scher Labore – in der Ukraine zu verweh-
ren. Dies wird – nach einem russischen 
Sieg auf dem Schlachtfeld – möglicher-
weise eine Art finnische Lösung für den 
Rest der Ukraine ermöglichen (Finni-
sche Lösung – Strikte Neutralität nach 
dem 2. Weltkrieg und während des Kal-
ten Krieges, Anm. d. Red.). [45] Die Uk-

raine wird, nachdem sie aus dem Mins-
ker Abkommen ausgestiegen ist und das 
russisch-ukrainische Abkommen vom 
März/April 2022 aufgekündigt hat, noch 
mehr verlieren und einen großen Gebiets-
verlust im Osten und eine „finnische Lö-
sung“ für den Rest der Ukraine akzeptie-
ren müssen.

Dies will Russland um jeden Preis 
durchsetzen. Russland empfindet die Ak-
tivitäten des Westens als „existenzielle 
Bedrohung“: ein gegen Russland gerich-
teter Krieg. Um als Staat zu überleben, 
wird Russland den Kampf mit allen ihm 
zur Verfügung stehenden Mitteln führen, 
notfalls auch mit Atomwaffen. Russland 
hat gesagt, dass man keine Atomwaffen 
in der Ukraine – gegen ein „Brudervolk“ 
– einsetzen wird, aber sollte der Krieg 
nach Polen eskalieren, ist es möglich, dass 
Atomwaffen eingesetzt werden, um un-
sere „Angst vor einer atomaren Eskalati-
on“ wiederherzustellen, so Sergei Kara-
ganow [46]. Das hat nichts damit zu tun, 
ob wir Russland zustimmen oder nicht. 
Man könnte zum Beispiel argumentieren, 
dass Russland ein autokratischer und so-
gar brutaler Staat ist, aber bei der russi-
schen Invasion ging es nie um die Erobe-
rung ukrainischen Territoriums, sondern 
aus Moskaus Sicht um die Verteidigung 
des russischen Volkes und die Verteidi-
gung der ganzen Existenz eines geein-
ten Staates.


